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land ohne Waffen und Soldaten 
braucht nidit neutral zu sein. Daß 
mit oder ohne Europaarmee die 
deutsche W iederbewaffnung den 
Franzosen nicht gefällt, ist kein 
Geheimnis. Die Möglichkeit, ihr 
über die Viererkonferenz zu ent­
gehen, w ar der wichtigste Motor 
der französischen Außenpolitik in 
dieser Angelegenheit. W enn die 
Russen bereit sind, die Volkspolizei 
der Ostzone tatsächlich aufzulösen 
und außerdem auf die begonnene, 
übermäßige und unzulässige Be­
waffnung der abhängigen Volks­
demokratien zu verzichten, hält man 
in Paris eine weitere Beteiligung 
Deutschlands an der westlichen 
Verteidigung nicht mehr für unent­
behrlich. Die Schaffung eines mili­
tärisch — n i c h t  politisch — neu­
tralen  Korridors zwischen Rhein 
und Oder erscheint in Paris jeden­
falls weder unerwünscht noch be­
denklich.

Der Gedanke der Europa-Armee
W arum hat aber Frankreich dann 

den Gedanken der Europaarmee 
mit gleichberechtigter deutscher Be­
teiligung in die W elt gesetzt, 
warum tagt in Paris zur V orberei­
tung dieser Europaarmee eine in ter­
nationale Konferenz, im Augen­
blick, wo in der gleichen Stadt die 
S tellvertreter der v ier Außenmini­
ster die Grundlage für das Treffen 
der „Großen Vier" vorbereiten? 
Darin liegt zweifellos ein W ider­
spruch, der sich durch die ano­
malen Eigenarten des modernen 
diplomatischen Spiels erklärt. Die 
Europaarmee entstand als N ot­
lösung, als französische Antwort 
auf das amerikanische Drängen zu 
Gunsten der deutschen W iederauf­
rüstung. Inzwischen hat sich W ash­
ington zur größten Überraschung 
von Paris entschlossen, wenn nicht 
in W orten, so doch in der Praxis, 
die deutsche W iederaufrüstung vor-

läuflg auf Eis zu legen. Die Europa­
armee gewann dadurch sowohl an 
A ktualität wie an europäischer 
Eigenpersönlichkeit. Die entspre­
chenden Pariser Verhandlungen 
w urden inzwischen ein Bestandteil 
des Pokerspiels zwischen Ost und 
W est. Man kann dadurch, den 
Russen zeigen, daß man es ernst 
meint, ohne ernstlich zu prak ti­
schen M aßnahmen zu greifen. Das 
langsame Verhandlungstem po be­
weist, daß es sich vorläufig bei der 
Europaarmee nur um ein taktisches 
M anöver handelt. Sdieitert jedoch 
die Viererkonferenz, dann ist der 
W eg frei für die bis zu diesem 
Zeitpunkt wohl in den wichtigsten 
Zügen festgelegte europäische Mili­
tärorganisation. Sowohl die deut­
sche Delegation wie die am erika­
nischen Beobachter auf der Konfe­
renz über die Europaarmee sollen 
mit dieser französischen Taktik ein­
verstanden sein. (fr., Paris)

Ist die Errichtung einer europäisdien Transportbehörde realisierbar?

Der Europarat beschloß a m 23.11. 
1950 in Straßburg, ein Spezial­

komitee mit der Ausarbeitung eines 
V ertragsentwurfs über die Errich­
tung einer europäischen Transport­
behörde zu beauftragen. Dieses 
■Komitee, das aus 7 M itgliedern 
des Europarates besteht, tagte am
9. Februar 1951 in Paris. Der aus­
zuarbeitende Entwurf w ird der 
nächsten Tagung des Europarates, 
vermutlich im Mai 1951 in Straß­
burg, zur Beschlußfassung und 
W eiterleitung an das Außenmini­
sterkom itee zugeleitet. Zur Bera­
tung stand ein Vertragsentwurf des 
französischen Delegierten Bonne- 
fous;
Die zu errichtende Behörde hat sich 
mit der Koordinierung aller euro­
päischen Transportmittel und Trans­
porteinrichtungen ihrer Mitglieds­
länder zu befassen, also Eisen­
bahn, Straßenverkehr, Binnen- und 
Küstenschiffahrt, H afenverkehr und 
europäischer Luftverkehr, soweit 
sie internationale Bedeutung haben. 
Die europäischenVerkehrsprobleme 
sollen, unter Ausschaltung ruinöser 
Konkurrenz, auf die wirtschaftlich­
ste W eise gelöst werden. Zu diesem 
Zweck soll die Behörde Verbindung 
m it allen internationalen, staat­

lichen und privaten Transportorga­
nisationen aufnehmen und deren 
Arbeiten koordinieren. Zu diesem 
Zweck soll sie auch ermächtigt 
werden, Kredite zum Aufbau in ter­
nationaler Transporteinrichtungen 
zu geben.

Der organisatorische Aufbau soll 
sich an die Vorschläge des Schu- 
rnanplanes anlehnen. Ein geschäfts­
führendes Direktorium wird einem 
parlamentarischen Ausschuß der be­
ratenden Versammlung des Europa­
rates und einem Ministerkomitee 
der vertragschließenden Länder 
unterstehen. Die rechtmäßige Durch­
führung des Vertrages soll außer­
dem einem zu bildenden Gericht 
unterstellt werden.

Für Deutschland sind bisher fol­
gende Schwierigkeiten in diesem 
Vertragsentwurf auf getaucht;
1. Da die Luftfahrt für Deutschland 
verboten ist, können wir an einem 
V ertrag hierüber nicht teilnehmen. 
Die Antwort des französischen 
Delegierten Bonnefous auf diese 
Einwendung war, daß diese Frage 
politisch sei und deshalb von dem 
Komitee nicht entschieden werden 
könne.
2. Der Ausbau der europäischen 
Transportwirtschaft soll nach dem

Entwurf Bonnefous nur nach „rein 
wirtschaftlichen" Gesichtspunkten 
erfolgen. Das bedeutet, daß alle 
Verkehrszentren am eisernen V or­
hang, von Triest über Wien, Berlin, 
Lübeck bis Hamburg, benachteiligt 
würden. Der deutsche Delegierte 
wies darauf hin, daß diese Behörde 
den Aufbau eines gesam teuro­
päischen Verkehrs, einschließlich 
dem hinter dem eisernen V orhang 
und in Ländern, die nicht M itglied 
des Europarates sind (wie z. B. 
Österreich und die Schweiz), mit 
in  die Planung einbeziehen müsse 
und daß politische Gründe ent­
scheidend dafür sprechen könnten, 
gerade V erkehrszentren, die durch 
ihre Lage in  der N ähe des eisernen 
V orhanges benachteiligt sind, zu 
unterstützen. H ierauf gab der fran­
zösische Delegierte ebenfalls eine 
Antwort, die die Schwierigkeiten 
der späteren Arbeit vorwegahnen 
läßt. Die Frage des eisernen Vor­
hanges, erklärte er, sei ein rein 
innerdeutsches Problem, und im 
übrigen arbeite der Ausschuß nicht 
für die Gegenwart, sondern für die 
Zukunft. Der deutsche Delegierte 
entgegnete, daß der eiserne Vor­
hang ein europäisches - Problem in 
Deutschland sei und Deutschlands
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Beteiligung nur dann Sinn haben 
könne, wenn man eine Lösung 
der Probleme in allen beteiligten 
Ländern gleichmäßig anstrebe. Das 
Komitee akzeptierte daraufhin, 
nicht nur die Frage der W irtschaft­
lichkeit des Transportes in Rech­
nung zu ziehen.

Die geplante Absidit, Investi­
tionskredite für große Transport­
aufgaben durch diese Behörde zu 
schaffen, weist auf eine weitere

Problematik hin: Die Finanzierung 
großer Projekte erfordert gerade 
die Abwägung zwisdien Investi­
tionsaufgaben verschiedener W irt­
schaftszweige nach zentralen Ge­
sichtspunkten, während die Trans­
portbehörde naturgemäß nur den 
ihrigen vertreten  kann.

DieweitereEntwicklung dieserBe- 
spreciiungen des Vertragsentwurfs 
wird weitgehend von der Realisie­
rung des Scfaumanplanes abhängen.

An ihm wird sich zeigen, ob die 
Beteiligten eine gleichberechtigte 
Zusammenlegung ihrer Wirtschafts­
kräfte mit dem Ziel einer dauern­
den Vergrößerung und Verbesse­
rung aller Produktionsfakten an­
streben oder ob im Schumanplan 
restriktive Maßnahmen eine Rolle 
spielen. N ur wenn das Erstere der 
Fall ist, wird es möglich sein, die 
Transportbehörde Wirklichkeit w er­
den zu lassen. (kb)

Deutsche an einem tisch ....
Eindrüc](e auf der Leipziger Frühjahrs-Messe

V j^ e r  einen Messebericht über Aussteller, Besucher 
und Abschlüsse erwartet, verkennt den gewan­

delten Charakter der Leipziger Messe. Gewiß kommen 
Abschlüsse zustande, aber das ist nicht das Ausschlag­
gebende. Die Messe ist eine Ausstellung, eine sog. 
.Leistungsschau“ der ostdeutschen Zone und der Volks­
demokratien. Diesem Wandel des Charakters vom 
Kommerziellen zum Staatswirtsciiaftliciien entspricht 
auch die Betonung der politischen Devise. Und noch ist 
der Name der Leipziger Messe ein Aushängeschild, 
das die wirtschaftlichen Kreise der ganzen W elt an­
zuziehen vermag. So ist die Leipziger Messe heute 
zu einem Forum weltwirtschaftlicher Diskussion ge­
worden, auf dem sich zwei W elten treffen. Diese 
Chance ist bei der diesjährigen Leipziger Frühjahrs­
messe bis ins Letzte ausgenutzt worden, um eine 
Demonstration der deutschen Einheit zu starten.

Gesehen mit den Augen des westdeutschen Be­
suchers hat es nur zu leicht den Anschein, als ob die 
Frage der deutschen Einheit eine ostdeutsche Ange­
legenheit geworden sei, und das ist zweifellos das, 
was in der Absicht der ostdeutschen Zonenregierung 
und ihrer Souffleure gelegen haben mag. Mit welchem 
Ernst die politische Aufgabe dieser Demonstration 
verfolgt wurde, beweist das Aufgebot der hohen Funk­
tionäre, das zu diesem Zweck entsandt worden war.

Wir wollen gern einräumen, daß das Entgegen­
kommen der offiziellen Ostzonensprecher dem W ort­
laut nach nicht gering war: man konzedierte für die 
deutsche Einheit allgemeine und geheime W ahlen, man 
konzedierte öffentliche W ahlreden der Parteiführer in 
dem gesamtdeutschen Gebiet, man konzedierte die 
Möglichkeit eines Nebeneinander von sozialistischer 
und marktwirtschaftlicher Ordnung. Nur bei der Defi­
nition der Begriffe war man sich nicht ganz einig. 
Darin liegt überhaupt das Bedenkliche, daß man zwei

verschiedene Sprachen spricht. Man hat uns ferner das 
Angebot gemacht, ohne Bedingungen in  die gesamt­
deutschen Verhandlungen einzutreten. Aber diese offi­
ziellen Angebote konnten nicht überzeugen. Warum?

W ir W estdeutschen räumen gern ein, daß w ir kein 
souveräner Staat sind und daß unsere Handlungsfrei­
heit ihre Grenzen hat. W ir hätten eine gleichlautende 
Erklärung der ostdeutschen Regierung gern zur Kennt­
nis genommen. Es hat uns befremdet zu hören, daß 
die Deutsche Demokratische Republik in ihren Ent­
schlüssen souverän sei, daß sie keine Besatzungsmacht 
mehr kenne und lediglich einer Kontrollkommission 
unterstände. W ir haben es sehr begrüßt, daß Herr 
Ulbricht die Meinung zum Ausdruck brachte, daß wir 
Deutsche uns ohne Schwierigkeiten über alle Fragen 
einigen könnten, wenn nicht amerikanische, englische 
und französische Kommissare uns bevormundeten. Es 
hat uns aber befremdet, daß in diesem Zusammenhang, 
nicht auÜi die vierte Macht Erwähnung fand, die doch 
in anderen Zusammenhängen nie übergangen wird.

W enn unsere Außenhandelsgeschäfte mit dem W est­
block, besonders natürlich das berüchtigte Kohlen­
geschäft, von den ostzonalen V ertretern b itterer Kritik 
unterworfen werden, so würde eine etwas größere 
Offenlegung des ostzonalen Außenhandels sicher auch 
uns reiches M aterial für eine kritische Behandlung 
bieten. Man darf den westdeutschen Hörern nicht ver­
übeln, wenn sie zwischen den zarten Andeutungen 
über die „nicht-kapitalistische Bewertung“ des W aren­
austausches und den devoten Dankbarkeitsbezeugun­
gen über die Bereitwilligkeit der Volksdemokratien 
zur Lieferung der „ach so wertvollen Rohstoffe" eine 
Bemäntelung der wahrscheinlich recht ungünstigen Be­
wertung der in der Ostzone geleisteten Veredelungs­
arbeit heraushören, überhaupt kann die zunehmende 
Anwendung der in den Volksdemokratien gebräuch-
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